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Zusammenfassung: 
Die Studie belegt für den Wohngebäudebestand der alten und neuen Bundesländer anhand von 46 Gebäudetypen 
ein technisches Nutzwärmeeinsparpotential von über 70 % und ein wirtschaftliches Potential von über 50 %, bei 
einem durch Energiesteuer beeinflußten Heizwärmepreis in Höhe von 10 Pf/kWh Heizwärme. Für den Wohnungs­
neubau wird ein wirtschaftliches Einsparpotential von bis zu 66 % durch den Niedrigenergiehausstandard gegenüber 
WSchVO 1982 gezeigt; mit dem Passivhausstandard lassen sich bei Neubauten über 90 % Heizenergie einsparen. 
Die Einsparpotentiale werden an ausgeführten Gebäuden verifiziert und die Investitionskosten konkret belegt. Die 
positive Primärenergiebilanz einer Strategie der Nutzwärmebedarfssenkung wird dargestellt und die erforderlichen 
Instrumente für eine Ausschöpfung des Einsparpotentials diskutiert. ..­

lIII!If'ektbeschreibung: 

1989 legte das Institut Wohnen und Umwelt im Auftrag der Enquete-Kommission "Vorsorge zum Schutz der 
Erdatmosphäre" des Deutschen Bundestages die Studie"Altbaumodernisierung und -sanierung bei Wohngebäuden" 
als Teil des Studienprogramms zur Erhebung des CO 2- Einsparpotentials in der Bundesrepublik Deutschland (alte 
Bundesländer) vor. Die Studie belegte eine hohe Umsetzungsmöglichkeit für die Energieeinsparung von 34 % bis 
zum Jahr 2005 und von 52 % bis 2050. Die Ausschöpfung dieses Einsparpfades würde bis zum Jahr 2005 ohne 
Veränderung der Energieträgerstruktur eine Senkung der CO 2-Emissionen von rund 36 % bewirken. 

Die Nachfolge-EnQuete-Kommission "Schutz der Erdatmosphäre" hat in ihrem Studienprogramm die "empirische 
Überprüfung der Möglichkeiten und Kosten, im Gebäudebestand und bei Neubauten Energie einzusparen" 
vorgesehen, um den Investitionskostenrahmen und die Machbarkeit der vorgeschlagenen wärmetechnischen 
Sanierungsmaßnahmen zu überprüfen und die Fragestellung auf die neuen Bundesländer und den Neubau auszu­
dehnen. Die vorliegende Studie wurde vom Institut Wohnen und Umwelt im Auftrag der Deutschen Bundesstiftung 
Umwelt (DBU) in Kooperation mit der Enquete-Kommission "Schutz der Erdatmosphäre" bearbeitet; für Teile der 
Fragestellung wurde mit dem IKARUS-Projekt (Herrn Prof. Rouvel, TU München) kooperiert. 

f Die Analyse erhobener Kosten ausgeführter wärmetechnischer Sanierungsmaßnahmen bei Wohnungsbaugesell· 
~haften und die Diskussion von Literaturwerten führte zu einer Modifikation der Maßnahmenkosten der IWU­

Studie von 1989. Die für die Wirtschaftlichkeit relevanten zuwachsenden Investitionskosten für den wärmetechni­
schen Sanierungsteil sind jedoch im allgemeinen nur geringfügig verändert. Gestiegen sind dagegen die Gesamt­
kosten, da der bauliche Aufwand für die ohnehin stattfindende Instandsetzungsmaßnahme sich als kostenträchtiger 
erwies. 

Für die alten Bundesländer konnten die Ergebnisse der Enquete-Kommission Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphä­
re im Rahmen der 30 Typen umfassenden Gebäudetypologie bestätigt werden. Das Einsparpotential für die neuen 
Bundesländer wurde an 16 die gesamte Wohngebäudesubstanz repräsentierenden Gebäudetypen untersucht. Im 
Rahmen dieser Studie wurde das technische Einsparpotential und das (in Abhängigkeit von der Energiepreisentwick­
Jung) wirtschaftliche Einsparpotential durch Wärmeschutzmaßnahmen betrachtet. Hierbei wird davon ausgegangen, 
daß die wärmetechnische Sanierung mit der Bauteilerneuerung kombiniert wird. Das technische Einsparpotential 
liegt je nach Gebäudealter mit den heute verfügbaren Techniken zwischen 40 und 75 %. In den alten Bundes­
ländern beträgt das wirtschaftliche Einsparpotential bei einem zukünftigen Energiepreis von 6 Pf/kWh Endenergie 
36 %, bei einem Energiepreis von 11 Pf/kWh steigt das Einsparpotential bis auf die Hälfte des gegenwärtigen 
Bedarfs. In den neuen Bundesländern liegt das Einsparpotential schon bei einem mittleren zukünftigen Brenn­
stoffpreis von 6 Pf/kWh über 50 Prozent und steigt dann ab 9 Pf/kWh auf über 60 % an. 

FAX.: 0541-9522-190DEtIl'SCtIE BUNDESSTlFTUNG LJMWElT IM NAHNER ffLD 1 



• • • • 

DEUTSCHE BUNDESSTIFTUNG UMWELT
 
Aktenzeichen: 

02684 

Im Gebäudebestand ist es für die Ausschöpfung des vorhandenen Einsparpotentials entscheidend, daß zukünftig 
alle Bauteilinstandsetzungszeitpunkte auch für eine wärmetechnische Verbesserung des Bauteils genutzt werden. 
Anderenfalls ist die Chance für die Energieeinsparung durch Maßnahmen am jeweiligen Bauteil auf lange Sicht -bis 
zur nächsten Instandsetzung- vertan (lost opportunity). Das zur laufenden Instandsetzung zusätzliche Investitions­
volumen, für die bei einem zukünftigen Energiepreis von 8 Pf/kWh wirtschaftlichen Wärmeschutzmaßnahmen liegt 
bei 115 Mrd. DM in den alten und 35 Mrd. DM in den neuen Bundesländern. Die zugehörigen Gesamtkosten von 
ohnehin stattfindender Instandsetzung und zusätzlicher wärmetechnischer Sanierung betragen 740 Mrd. DM für 
die betroffenen, wirtschaftlich wärmetechnisch sanierbaren Bauteile. Durch Szenariobetrachtung ist zu zeigen, wie 
sich diese Mittel auf der Zeitachse bis 2050 verteilen. 

Durch die Untersuchung von 65 Ein- und Mehrfamilienhäusern aus dem Gebäudebestand (Baujahre 1900-1972), 
an denen qualitativ und quantitativ unterschiedliche Wärmeschutz- und heizungstechnische Erneuerungsmaßnah­
men nachträglich ausgeführt wurden, werden die auf Basis von Wärmebilanzrechnungen in der Gebäudetypologie 
bestimmten Einsparpotentiale gestützt. Die empirische Untersuchung der Objekte zeigt, daß die berechneten 
Einsparpotentiale in den erwarteten Größenordnungen auch erzielt werden. Bereits Einzeimaßnahmen zeigen deutli­..,e Effekte, durch Maßnahmenbündel werden Einsparquoten bis zu 70 % nachgewiesen. Die erreichten Ein­
sparungen sind deutlich von der Anzahl und der Qualität der Energiesparmaßnahmen abhängig. 

Die Analyse des Wohnungsneubaus führte zur Abgrenzung von 3 Gebäudetypen, die den Großteil des Wohnungs­
neubaus abdecken. Auf Grundlage der in ausgeführten Niedrigenergie- und Passivhausprojekten nachgewiesenen 
Einsparungen und investiven Mehrkosten wurden die erzielbaren Energieeinsparungen und die Wirtschaftlichkeit der 
Investitionen in Abgrenzung zur Wärmeschutzverordnung von 1982 und 1995 bestimmt. Mit dem Niedrig­
energiehausstandard können heute bei Mehrkosten von 3-8 % der reinen Baukosten bis zu 66 % des Heizwärmebe­
darts wirtschaftlich eingespart werden. Der weitergehende Passivhausstandard erschließt ein Eins-parpotential von 
über 90 % gegenüber WSchVO von 1982. 

Die Betrachtung der Primärenergie- und Emissionsbilanz einer Strategie der Nutzwärmeeinsparung zeigt für Neu' 
und Altbauten, daß der Herstellungsprimärenergieaufwand für die eingesetzten Einspartechniken jeweils innerhalb 
weniger Monate durch die erzielte Heizenergieeinsparung amortisiert wird; dies gilt auch für die Emissionsbilanzen. 
Durch die Wärmeschutzmaßnahmen wird, über eine Systemlebensdauer von 40 Jahren betrachtet, 40-50 mal mehr 
Primärenergie eingespart, als zur Herstellung der Einspartechniken benötigt wird. 

Die Studie zeigt die Hemmnisse, die einer Ausschöpfung der vorhandenen Einsparpotentiale entgegenstehen und 
diskutiert ein Maßnahmenbündel zur Ausschöpfung des Potentials. Hierzu gehören: die Einführung von Energiekenn­

~erten, der Aufbau einer Infrastruktur unabhängiger Energieberatungsstellen, die Erhöhung des Preises für 
Heizenergieträger durch Steuern oder Abgaben, ein Förderprogramm zur wärmetechnischen Gebäudesanierung und 
der Aufbau attraktiver Ausbildungsbausteine und Weiterbildungsprogramme auf Länderebene (Impulsprogramme). 
Diese Maßnahmen sind als Bündel zu verwirklichen, um die gegenseitigen qualitativen und quantitativen Ver­
stärkungseffekte zu nutzen. 
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17.01.1995 

Institut Wohnen und Umwelt 
Dipl.-Ing. Eicke-Hennig 
Annastr.15 

64285 Darmstadt 

02684 Dr. Lefevre 

Sehr geehrter Herr Eicke-Hennig,
 

vielen Dank für Ihr Schreiben vom 12.12.1994 und die Kopie der Veröffentlichung.
 

Gerne möchte ich an die erbetene Kurzzusammenfassung zum Vorhaben erinnern.
 
In der Anlage finden Sie nochmals den diesbezüglichen Vordruck.
 

Gruß 

Dr.-

Anla e 
Vordruck Abschlußbericht 

CIZ Datum" 
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02ll84-01.llOC 
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Forschungseinrichtung des Landes Hessen 
und der Stadt Darmstadt . 

IWU Annastraße15. 64285 Darmstadt 
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Deutsche Bundesstiftung
 
Umwelt
 
Herrn Jörg Lefevre
 
Im Nahner Feld 1
 

'.49082 OSNA~~hes"uno'e!-",·~.f~;::;-r~ . ('nwelt. . 7':~TIrs-c . .."" ." ".::l ­
'."."".- ­

. ~ io;Z: 

~ 
f: fo;r'g • 

. i· ,.,,' ," A I 
r n.: 

Annastraße 15 
64285 Darmstadt, den 12.12.1994 
Telefon 06151/2904-0 
Durchwahl: 2904­ 57 
Telefax 061 51 ~29 04 97 
Gleitende Arbeitszeit! 
Bitte möglichst zwischen 
9 ':'12.30 u. 14-16 Uhr anrufen 

Az: 
f·.•~.....J~~I+--h-...,.. *.....,.--::-::---l 

.Il P: ;.~9Ik2 . 

AZ.: 0-2684; Veröffentlichung 1m Rahmen des Projektes ''Empirische OberprOfung der MöCI­
ilchkelten und Kosten, bef dem Gebludebestand und bei Neubauten Ene,gle einzusparen 
und die EnergIeeffIzIenz z"stelgem" ' ­

Sohr goohrtor HOrrLeleY 

. ..... . ," 

in der Anlage übersende ich Ihnen.eine Veröffentlichung, die Im Rahmen unseres geoannten 
Projektes entstanden ist. Einen Hinweis auf Ihr Haus, finden Sie auf Seite 4/9. ­

.Mit freundlichen Grüßen
 
INSTITl:JT WOHNEN UND UMWELT
 

. .#. &~"~J. 
Dipl.lng.Wemer EIcke-Hennig 
Wiss. Mitarbeiter . 

Als GmbH eingetr~gen. Heg.-Ger. Darmstadt - HH-B 1649 Geschäftsführer: Dr. Uwe Wullkopf .
 

Bankverbindung: Stadt- und Kreissparkasse Darmstadt, Ktp. 595608, Bl2508 50150 .
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Mittwoch, 3D. November 1994 

9.15 - 9.30 Uhr 
Begrüßung und Einführung 
Dipl.-Ing. Dieter Arlt, IBK-GeschaftsfOhrer

IBK-Bau-Fachtagung 

9.30 - 10.15 Uhr 
Verringerung des Energieverbrauchs und des Schadstoffausstoßes 
unverzichtbar zum Schutz der Erde 
Dr. Klaus Lippold, MdB, Vorsitzender der Enquetekommission 
SchulZ der Erdatmosphare, Deutscher Bundestag, Bonn 

190 
2	 11.00 - 11.45 Uhr 

Von der Wärmeschutzverordnung 1982 auf dem Weg Wärmeschutz­
zum Niedl1genergiehaus am Ende des Jahrhunderts
 
RD Or.-Ing. Helmut L.awilZka.
 
Bundesministerium für Forschung und Technologie, Bonn
 

Verbesserung im 
Baubestand 3	 12.00 -12.45 Uhr 

Maßnahmen der L.änder, 
dargestellt am Beispiel Baden-WOrttembergs Planung und Ausführung ­ MR Or.-/ng. Horst Bossenmayer, 
Innenministerium Baden-Württemberg, Stullgart Ökologische und ökonomische 

4	 14.10 -14.50 Uhr 
Erforderliche FÖrderlnstrumente zur Heizenergieeinsparung

Notwendigkeit ­
FOrdermöglichkeiten Gesetzliche Dipl.-Ing. Wemer Eicke-Hennig, 

Anforderungen (u.a. neue WSVO) Institut Wohnen und Umwelt (IWU), Oarmstadt 
5	 15.00 - 15.45 Uhr 

Flankierende planerische Maßnahmen im GebäudebestandDarmstadt Prof. Dipl.-Ing. Hasso Schreck. 
Institut für Bau-. Umwelt- und Solarforschung GmbH (IBUS), Benin 

6 16.30·17.05 Uhr 
NachbesserungsmöglIchkeiten bei Anlagen der Haustechnik 
Dip1.-lng. Georgios Eleftheriadis, 
Armstrong Wond Induslries GmbH, DUsseldorf 

30. Nov.l1. Dez. 1994 

7	 17.15 -17.50 Uhr 
Problemlösungen bei der Großblockbauweise 
am Beispiel eines Gebäudes in Weimar 
Dipl.-Ing. Hans Erhom, Fraunhofer-Institut fOr Bauphysik (IBP), Stullgart 

8	 18.00 - 18.40 Uhr 
Möglichkeiten und Nutzen des sommel1ichen Wärmeschutzes 
Prof. Or.-lng. Henning Löber, Hochschule fOr Wirtschaft, 
Technik und Sozialwesen (HwrS), ZittaulGönitz (FH) 

Donnerstlg, 1. Dezennber1994 

9	 8.30·9.10 Uhr 
Erfahrungen und Empfehlungen eines Fachingenieurs 
für Bauphysik 
Dipl.-Ing. Erik Fischer, Kurz und Fischer GmbH, Winnenden 

10	 9.20 - 9.50 Uhr 
Dachgeschoß-Modemislerung und -Ausbau 
unter erhöhten Wärmeschutz-Anforderungen 
Dipl.-lng. Norbert Scharte, 
Induslrieverband Hartschaum e.V. (IVH). Heidelberg 

11	 10.00 -10.30 Uhr 
Dachsanierung mit Wohnraurnzugewinn - heizenergiesparend ­
bei Block- und Plattenbauten 
Dipl.·lng. Thomas Funk, 
Funk Holzbautechnik GmbH, K1eingeschwenda bA 

12	 11.10·11.40 Uhr 
Verstärkung der Flachdachdämmung; Detail/ösungen 
Oietmar Houben, 
COMETEC-Bausysteme Houben + Schürmann, Wuppertal 

13	 11.50-12.20Uhr 
Einsatz von Umkehrdach-5ystemen; Erfahrungen 
Oipl.-Ing. Bemd Ruckdeschel, BASF AG, LUdwigshafen 

14	 12.30 -13.00 Uhr 
Wärmedämm-Verbundsysteme für Außenwände; 
Möglichkeiten - Verwirklichung - Erfahrungen 
Dipl.-lng. Helmut PillZold, Disbon GmbH, Ober-Ramstadt 

15	 14.20 -14.50 Uhr 
Hinterlüftbare Fassadenkonstruktionen erfüllen höchste Ansprüche 
Klaus Reinwarth, BWM Dübel- und Montagetechnik GmbH. Fachverband 
für vorgehängte, hinterlüftete Fassaden (FVHF), Wiesbaden 

16	 15.00 -15.40 Uhr 
EinsatzmöglIchkeiten regenerativer Energie 
Prof. Dr.-1n9. habil. Manfred Schmidt, HwrS Zillau/Görlitz 

©IBK 17	 15.50 - 16.30 Uhr 
Performance Contracting - Investitionen 
zur Verbesserung der EnergieeffIzienz finanzieren sich selbstNachdruck und fotomechanische 
Vizedirektor Dipl.-EI.-Ing. Herbert F. Steiner,

Wiedergabe. auch auszugsweise, Landis & Gyr Building Contro\ AG, Zug, Schweiz 
sind nicht gestattet 

Programmariderungen vorbehalten. 
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Erforderliche Förderinstrumente 
zur Heizenergieeinsparung 

Dipl.-Ing. Werner Eicke-Hennig .,
 
Institut Wohnen und Umwelt, Darmstadt
 

Einsparpotentiale 

In der Wohngebäudesubstanz der Bundesrepublik Deutschland existiert ein 
bedeutendes Heizenergieeinsparpotential, das mit den vorhandenen Tech­
niken des Wärmeschutzes und der modernen HeizkesseltechnikiFernwärme 
ausgeschöpft werden kann. Auf die Gebäudeheizung entfallen rund 34 % 
des gesamten Endenergieverbrauchs der Bundesrepublik und etwa genau­
so groß ist ihr Anteil am CO2-Ausstoß Deutschlands. 

Der gesamte (klimabereinigte) Endenergiebedarf der ca. 33 Mio. Wohnein­
heiten in Deutschland betrug 1990 in den alten Bundesländern 444 1Wh, in 
den neuen Bundesländern ca. 120 1Wh. Der Nutzwärmebedarf betrug in 
den alten Bundesländern 340 1Wh, in den neuen Bundesländern ca. 77 
1Wh. FOr die verbleibenden 6,61 Mio. Wohnungen nach Fortfallen der nicht 
mehr sanierungsfähigen Mehrfamilienhäuser in den neuen Bundesländern 
verbleibt ein Heizwärmebedarf von ca. 74 TWh. Der durchschnittliche Ener­
giekennwert für zentral beheizte Gebäude beträgt dann in den alten Bundes­
ländern 162 kWh/(m2a), für die neuen Bundesländer 204 kWh/(m2a). Hinter 
diesen Durchschnittwerten verbergen sich erhebliche Untersclqiede zwi­
schen den Gebäudetypen. 

Unter Berücksichtigung aller wirtschaftlichen Einsparpotentiale bis zum 
(zukünftigen) Energiepreis von 13 Pf/kWh ergeben sich im Vergleich zum 
Ausgangsszustand 1990 folgende Einsparpotentiale: 

•	 Das technische Einsparpotential beträgt dabei Ober 70 %, das wirt­
schaftliche Einsparpotential hängt von der Energiepreisentwicklung ab. 

•	 Beim fOr 1990 anzusetzenden Tages-Energiepreis für Heizöl beträgt 
das wirtschaftliche Einsparpotential durch bauliche Maßnahmen ca. 
34 %. Unter Berücksichtigung der zu erwartenden Preissteigerungen 
gemäß dem Preisszenario der Enquete-Kommission liegt der zukünftige 
mittlere Brennstoffpreis bereits bei 6,2 PfIkWh, und das entsprechende 
Einsparpotential bei 40%. Bei einem höheren Energiepreis von ca. 10 
Pf/kWh ware die Hälfte des heutigen Verbrauchs wirtschaftlich einzu­
sparen. Zu einem weiteren, wenn auch geringen, Ansteigen der Ein­
sparkurve führen vor allem solche Maßnahmen, die beim größten Teil 
der älteren - schlecht gedämmten - Bausubstanz sehr wirtschaftlich 
sind, bei Neubauten mit deut/ich besserem Wärmeschutzstandard da­
gegen zu geringeren Einsparungen und damit schlechterer Wirtschaft­
lichkeit führen. 

Dipl.-Ing. W. Eicke-Hennig: Studium der Stadtplanung in Kassel, Aufbau und Mitarbeit in der ersten unab­
hängigen, kommunalen Enegieberatungsstelle in Kassel, Arbeitsbereiche am IWU: Niedrigenergiebauweise, 
Energieberatung, Energiesparpotentiale im Gebäudebestand. 
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Investitionen 

System abgestimmter 
Fördermaßnahmen zur 
rationellen Energie­
verwendung 

Über dem in Bild 1 angegebenen Energiepreis ist jeweils das Einsparpoten­
tial dargestellt, das sich durch Maßnahmen realisieren läßt, die bei diesem 
Energiepreis wirtschaftlich sind. 

In Bild 1 ist das Einsparpotential Heizwärme im Gebaudebestand in Abhän­
gigkeit vom mittleren zukünftigen Energiepreis dargestellt. Je starker der 
Energiepreis steigt, desto höher ist das Einsparpotentiar. Das Einsparpoten­
tial ist bezogen auf den Nutzwärmebedarf 1990. 

In den alten Bundesländern beträgt das Einsparpotential bei einem zukünfti­
gen Energiepreis von 6 Pf/kWh (End)Energie 36%, bei einem Energiepreis 
von 11 Pf/kWh steigt das Einsparpotential bis auf die Hälfte des derzeitigen 
Bedarfs. Dagegen beträgt in den neuen Bundesländern das Einsparpotential 
schon bei 6 Pf/kWh (mittlerer zukünftiger Brennstoffpreis nach dem Szenario 
der Enquete-Kommission ohne Energiesteuern) über 50% und steigt dann 
ab 9 Pf/kWh auf über 60% an. 

Die Kurve in Bild 1 spiegelt statisch die Bedingungen von 1990 wider. Durch 
den technischen Fortschritt werden in Zukunft weitere Systeme entwickelt 
werden und zur Marktreife gelangen. Es ist also zu erwarten, daß sich die 
Einsparkurve im Laufe der Zeit zu höheren Einsparungen hin verschiebt. 

Die nachgewiesenen technischen und wirtschaftlichen Einsparpotentiale 
sind nur über einen langen Zeitraum realisierbar. Denn Voraussetzung für 
die Wirtschaftlichkeit ist in den meisten Fällen, daß die Energiesparmaß­
nahmen gekoppelt werden mit anderen Maßnahmen bzw. Sanierungen der 
Bauteile. 

Für eine zügige Umsetzung der Einsparpotentiale ist es daher von entschei­
dender Bedeutung, daß zum Zeitpunkt einer Sanierung stets auch die zuge­
hörigen Energiesparmaßnahmen durchgeführt werden, und zwar in ausrei­
chendem Umfang. Andernfalls kann auf lange Sicht der Zielwert für den 
Energiekennwert nicht mehr wirtschaftlich vertretbar erreicht werden. Auch 
suboptimal durchgeführte Energiesparmaßnahmen (z. B. mit geringer 
Dämmstoffstärke) verzögern das Erreichen des Zielzustands - bis zum Ende 
der Nutzungsdauer des jeweiligen Systems. 

Das gesamte Investitionsvolumen, das zur Erschließung des gesamten wirt­
schaftlichen Potentials benötigt wird, beträgt bei einem (zukünftigen) Ener­
giepreis von 8 Pf/kWh rund 140 Mrd. DM für Energiesparmaßnahmen, da­
von 115 Mrd. in den alten Bundesländem, 35 Mrd. in den neuen Bundeslän­
dern. Hierbei handelt es sich nur um die Mehrkosten gegenOber der norma­
len Sanierung. Durch die damit verbundene Kopplung an die Erneuerungs­
zyklen verteilen sich die zunächst hoch erscheinden Investitionskosten auf 
einen langen Zeitraum. Die Gesamtkosten der jeweiligen Sanierungen lie­
gen höher. Der Anteil der durch die Energiesparmaßnahmen bedingten 
Mehrkosten liegt - je nach Energiepreisniveau - zwischen 16 und 23% in den 
alten Bundesländern, bei 26% in den neuen Bundesländern. Zu den oben­
genannten Mehrkosten von 140 Mrd. DM gehören Gesamtkosten für die 
Gesamtmaßnahmen in Höhe von ca. 740 Mrd. DM. 

Für die Ausschöpfung des nachgewiesenen Einsparpotentials ist die Besei­
tigung von Hemmnissen durch ein abgestimmtes Bündel von Fördermaß­
nahmen notwendig. Die erforderlichen Maßnahmen sind nachstehend auf­
geführt. 

• Aufbau einer Energieberatungs-Infrastruktur 

Drittelfinanzierung Bund: Länder: Dritte 

feste Beratungsstelle/250.000 Einwohner 
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100 Mio. DM Startfinanzierung (Bund)
 

100 Mio. DM jährlicher Deckurigsbeitrag (Bund)
 

• Intensivierung der Weiterbildung 

Architektenllngenieure/Handwerker 

regionale Ebene 

HeizenergieNJWIStromlWasser 

• Einbringen in die Bauteilerneuerungszyklen 

Kopplung des Wärmeschutzes an .ohnehin-Maßnahmen" wie 
Neuverputz 

Wenn schon, denn schon: optimale Dämmstoffstarken 

•	 Einführung von Energiekennwerten 

Energiebedarf je m2 Wohnfläche (kWh/m2
) als Vergleichsmaßstab 

funktionale Norm zur Optimierung der ZielerfOllung 

Vergleichbarkeit von berechnetem Bedarf und gemessenem 
Verbrauch
 

Verwendung validierter Rechenverfahren (z.B. EN 832)
 

•	 Gesetze und Verordnungen 

Novellierung Energiespargesetz 

Erneute Novellierung Wärmeschutzverordnung 
(Niedrigenergiehaus als Standard). 

• Förderprogramm Energieeinsparung im Bestand 

BundlLänder-Förderprogramm Heizenergieeinsparung (Hessen) 
4 Mrd.. DM IJahr 

Förderprogramm öffentliche Bauten der Gemeinden 

Solarthermisches Förderprogramm 

Demonstrationsprojekte (Gebaudetypologie) 

•	 Förderprogramm Niedrigenergiehäuser 

Einführung durch WSchVO-Novelle 1999 

Förderung von Demonstrationsbauten und praxisnaher Bau­
forschung ab 1994 (Bund, Länder): 500 Mio. p.a. =40.000 WE) 

Sozialer Wohnungsbau: Kaltmietenerhöhung um 50 Pf/m2 

ermöglichen (Mietobergrenze) 

• Energiesteuer 

bei 1 ., 5 Pf/kWh = 4 ., 20 Mrd. DM/a Steuervolumen 
(Endpreis: 0,70 bzw. 1,00 DM/Liter HEL) 

• Forschungsförderung 

Bund-Länder­ Förderprogramme stellen eine wichtige Ergänzung zu Energiesteuem und
 
Förderprogramm Vorschriften dar. Die Förderung von Wärmedämmaßnahmen ist besonders
 
"Wärmetechnische wichtig, da hier nicht mit einer quasi .automatischen" energetischen Sanie­

Gebäudesanferung" rung bzw. Modernisierung des Wohnungsbestandes zu rechnen ist wie z. B.
 

bei Heizungsanlagen, deren Erneuerung in bestimmten zeitlichen Abstan­

den eine schlichte technische Notwendigkeit ist. Fördermaßnahmen stellen
 

m 

2 
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Struktur eines Bund­
Länder-Förderprogram­
mes zur Wärmetechni­
schen Gebäudesanierung 

ein marktkonformes Instrument des Staates im Sinne der indirekten und er­
gänzenden Beeinflussung des Preismechanismus dar. Sie sind besonders 
dort angebracht, wo neue Anwendungen vor dem Durchbruch stehen. wo 
Hemmnisse seitens der Bauherren, Mieter und Handwerker 
(Informationskosten, Qualifikation, Risikobereitschaft etc.) die Anwendung 
wirtschaftlicher Spartechnologien hindern. 

Die bestehenden Förderprogramme der Bundesländer sollten zu einer 
Bund-Länder-Förderung weiterentwickelt werden, die sich unter anderem an 
den Erfahrungen mit dem Förderprogramm in Bremen und Hessen orientiert 
und Schwächen der meisten Länder- und der KfW-Programme beseitigt: 

•	 Erhöhung des Fördervolumens in den einzelnen Bundesländem durch 
Bundeszuweisung, geschöpft aus der Energiesteuer oder CO2-Abgabe. 

•	 Kopplung der Förderung an ohnehin anstehende Bauteilinstandsetzung. 

•	 Klare inhaltliche Fördertatbestände mit qualitativ optimalen Wärme­
schutzmaßnahmen. Im heizungstechnischen Bereich: ausschließlich 
Förderung von Umstellung auf Fernwärme aus Kraft-Wärme-Kopplung. 

•	 Förderung mit Zuschüssen in DM/m2 Bauteilfläche und/oder Kreditmit­
teln mit Zinsbelastungen um 3,5 % p.a. 

Die Mittelvergabe kann über die Landesbanken/Girozentralen, die kommu­
nalen Ämter fOr Wohnungs- und Siedlungswesen oder entsprechende Ein­
richtungen der Kreise vorgenommen werden. Diese Organisation hat sich 
bewährt. Das Bund-Länder-Förderprogramm sollte unabhängig von der Mo­
dernisierungsförderung aufgelegt werden, jedoch Ober die Instandhaltungs­
intervalle der Bauteile mit der Modernisierung und Instandsetzung verbun­
den sein. 

Sinnvoll sind verlorene ZuschUsse in einem Bauteilverfahren, wahlweise 
kann z.B. fOr Wohnungsbaugesellschaften und -genossenschaften auch mit 
Kreditmittelvergabe gearbeitet werden. Für die Durchführung einer energie­
sparenden Maßnahme wird z.B. ein Kostenzuschuß gezahlt, der sich an der 
Höhe der Mehrkosten für die zusätzliche Ausführung einer Dämmung im 
Zuge ohnehin erfolgender Instandhaltung oder Modernisierung orientiert. 
Der Zuschuß sollte 50 % der Zusatzkosten fOr die Dämmung betragen. Zum 
Vergleich: Das allein aus Landesmitteln finanzierte Hessische Modernisie­
rungs- und Energieeinsparungsförderprogramm sieht KostenzuschOsse in 
Höhe von 25 % der Maßnahmenkosten fOr die Dämmung vor (abzOglich In­
standsetzungsanteil). Die Zuschüsse sollten nicht als Wertsteigerung auf die 
Mieten überwälzt werden können, um für den Mietwohnungsbau eine sozial­
verträgliche Sanierung zu geWährleisten. 

In Anlehnung an den Katalog wärmetechnischer Sanierungsmaßnahmen 
sind auch klare technische Vorgaben fOr die Dämmschichtdicken festzu­
schreiben. Die Erfahrungen aus der Energiespar-Förderung des Landes 
Hessen zeigen, daß es sinnvoll ist, die Mindestwerte für die Dämmschicht­
dicken relativ hoch anzusetzen. Wird demgegenüber mit geringen Mindest­
anforderungen gearbeitet (z. B. Außenwandwärmedämmung mit mindestens 
6 cm Dämmstärke) werden auch nur diese Mindestdämmschichtdicken aus· 
gefOhrt. Sinnvoll sind die in Tabelle 1 angegebenen Maßnahmen und Zu­
schußgrößen. 

Werden diese Maßnahmen bei Fälligkeit im Instandsetzungszyklus im ge­
samten Gebäudebestand gefördert, wären dafür in den alten Bundesländern 
in den nächsten Jahren nach EinfOhrung der Maßnahmen bei 100%iger 
Durchführung ein Fördervolumen von ca. 4 Mrd. DM pro Jahr notwendig; 
dieses würde anschließend im Zeitverlauf geringer werden, nach zehn Jah· 
ren auf weniger als die Hälfte, nach zwanzig Jahren auf weniger als ein 
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Viertel des ursprünglichen Betrages sinken (Bild 2). In den neuen Bundes­
ländern richtet sich der Verlauf des notwendigen Fördervolumens nach der 
Umsetzungsgeschwindigkeit der notwendigen Instandsetzungsmaßnahmen 
(Bild 2). 

Das Bund-Länder-Förderprogramm .Wärmetechnische Gebäudesanierung" 
kann wahlweise auch als Zinsstützungsprogramm in Zusammenarbeit mit 
den jeweils örtlichen Banken, Sparkassen und Bausparkassen durchgeführt 
werden. Der Vorteil von Zinsstützungsprogrammen läge in der Mobilisierung 
von Kapitalmarktmitteln durch ein sicheres und niedriges Zinsniveau und der 
Übernahme großer Teile der Verwaltungsaufgaben durch die Infrastruktur 
der Banken und Sparkassen. Als Nachteil steht dem gegenüber, daß Ge­
bäudeeigentümer mit kreditmäßiger Vorbelastung kaum von dem Programm 
erfaßt werden. Auch werden energiesparende Investitionen im eigengenutz­
ten Gebaudebestand erfahrungsgemäß eher durch angesparte Mittel plus 
Zuschüsse als über Bankkredite finanziert, so daß auch deshalb eine gerin­
gere Effizienz zu vermuten ist. Die Weitergabe des Entlastungseffektes an 
die Mieter ist zu regeln. 

Besondere Priorität bei Fördermaßnahmen sollten sozialpolitisch bedeutsa­
me Sanierungsmaßnahmen haben; zu nennen sind hier der Bereich des 
belegungsgebundenen Wohnungsbestandes, Obdachlosenunterkünfte, Alt­
bauwohnungen mit einkommensschwachen Mietern, Studentenwohnheime, 
Altersheime. Erforderlich sind hier Sonderprogramme zur wärmetechnischen 
Sanierung von Mietwohnungen für finanziell schwache Bevölkerungsgrup­
pen. Diese Sonderprogramme sind in enger Abstimmung mit den Städten, 
Landkreisen und Gemeinden aufzustellen, da in diesen Gebietskörperschaf­
ten die genaue örtliche Kenntnis der Erfordernisse vorhanden ist. Denkbar 
ist z. B. die Koordination Ober die Wohnungs- und Hochbauämter. Solche 
Sonderprogramme sind auch ein Beitrag zum Abbau der Sozialhilfebela­
stung der kommunalen Haushalte, da die Heizkosten fOr Obdachlose und 
Sozialhilfeempfänger ganz oder teilweise durch den Sozialhilfehaushalt auf­
gebracht werden müssen. 

Zu prüfen sind ebenfalls zusätzliche Modelle der Förderung durch Bürg­
schaften und Zinsverbilligungen (etwa durch die Kreditanstalt fOr Wiederauf­
bau) für Energieversorgungsunternehmen, die für Hauseigentümer energie­
sparende Investitionen durchführen (Finanzierung, Installation, Wartung, 
Management) und als Entgelt von den Eigentümern über einen bestimmten 
Zeitraum die eingespart~n Heizkosten erhalten (Beispiel RottweiI, vgl. auch 
das Saarbrücker Modell warmmietneutraler Wärmedämmung). 

Anzustreben ist weiterhin eine Integration der Ziele der Energieeinsparung 
in. die Städtebauförderung und Dorferneuerung. Sinnvoll scheint hier eine 
MitteIaufstockung in diesen Programmen, entsprechend des zuwachsenden 
Handlungsbedarfes, oder alternativ die Ermöglichung der Mittelkombination 
mit dem Zuschußprogramm instadtebaulichen Erneuerungs- und Sanie­
rungsgebieten. Erforderlich ist eine offensive Information der Kommunen 
durch das Bundesbauministerium Ober diese Neuorientierung mit dem Ziel 
der Stimulierung inhaltlich entsprechend ausgestalteter Förderanmeldungen 
der Kommunen. Notwendig ist dazu eine kritische Überarbeitung der För­
derrichtlinien der Dorfemeuerung und eine Kopplung der Dorferneuerungs­
maßnahmen mit dem Programm Energieberatung und der Aufstellung von 
handlungsorientierten Energiekonzepten. 

Als weitere Fördermaßnahmen sind denkbar 

• der Femwärmeanschluß von Wohngebauden bei Wärmelieferung aus 
Anlagen mit Kraft-Warme-Kopplung, Einbau von nichtelektrischen 
Wärmepumpen, von Solaranlagen. Nutzung von Biomasse 

• Maßnahmen von Wohnungsmietem. 
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Kopplung der Förderung 
an Auflagen und 
Erfolgskontrolle 

Wohnungswirtschaftlicher 
Handlungsbedarf: 
Wärmetechnische 
Gebäudesanierung 

Vorhandene Förder­
programme zur 
wännetechnischen 
Gebäudesanierung 

Die Förderung von Energiesparmaßnahmen im Wohnungsbestand sollte an 
die Einhaltung bestimmter technischer Mindestvoraussetzungen geknüpft 
werden, die sich in den Fördertatbestanden darstellen. Generell sollte die 
Mittelvergabe an eine geeignete Konzeptentwicklung durch eine qualifizierte 
Energieberatung am Ort gebunden werden, um Folgeschäden durch eine 
isolierte und mangelhafte Planung zu verhindern. Eine hohe Wirksamkeit 
von Fördermaßnahmen setzt außerdem verstärkte Aus- und Weiterbil­
dungsmaßnahmen für das ausfahrende Handwerk, Ingenieure etc. voraus. 

Es sollte außerdem gewährleistet sein, daß keine unbilligen Mietsteigerun­
gen durch die geförderten Sanierungsmaßnahmen entstehen, d. h. evtf. 
Mieterhöhungen in einer vernünftigen Relation zu den eingesparten Be­
triebskosten stehen. Eine Kontrolle der Einhaltung von Förderrichtlinien und 
-zwecken könnte Ober die Energiegutachten, die vor der Durchführung einer 
Maßnahme zu erstellen sind, geschehen. Da Energieberater am Ort die zur 
Förderung anstehenden Maßnahmen analysieren, könnte die Ordnungs­
mäßigkeit von Anlagen auch von ihnen bestatigt werden. 

In den zukünftigen Wohnungsmodernisierungsprogrammen des Bundes und 
der L3nder und allen Sonderprogrammen zur Schaffung von Wohnraum für 
einkommensschwächere Bevölkerungsgruppen und die neuen Bundeslän­
der ist auf die Notwendigkeit der Kopplung von Instandsetzungs- und Mo­
dernisierungsmaßnahmen mit wärmetechnischen Sanierungsmaßnahmen 
zu verweisen. 

Durch Änderung der 2. Berechnungsverordnung sollte fOr den öffentlich ge­
förderten Wohnungsbestand die Möglichkeit des Gegenrechnens von Kalt­
mietensteigerungen und Heizkostensenkungen bei wärmetechnischen Sa­
nierungsmaßnahmen ermöglicht werden. Dies ist z.B. in Hessen im öffent­
lich geförderten Wohnungsbau bereits möglich. Nach dem Beispiel der hes­ I

I:sischen Förderrichtlinie .Modernisierungsrichtlinie-Land" sollte eine bis zu 
If30 %ige Überschreitung der Höchstmiete zugelassen werden, wenn durch I,Dämmaßnahmen und Heizungsmodernisierung die Heizkosten sinken. il 

In den Bundesländern existieren eine Reihe von Förderprogrammen für den 
Gebäudebestand, die entweder direkt auf die Förderung von Heizungsum­
stellungen und Heizkesselerneuerungen gerichtet sind oder die Instandset­
zung/Modernisierung mit der wärmetechnischen Gebäudesanierung ver­
knüpfen. In den neuen Bundesländern werden die Länderförderprogramme 
ergänzt durch das KfVII-Förderprogramm mit einem Sonderprogramm zur 
Sanierung von industriell errichteten Mietwohnbauten (.KfVII - Wohnraum­
modemisierungs- und Instandsetzungsprogramm" und .KfVII - Programm zur 
Förderung von Maßnahmen an industriell errichteten Mietwohnungsbau­
tenn). Die Tabellen 2-4 geben einen Überblick Ober die vorhandenen För­
derprogramme in den Bundesländern. 

Die Förderrichtlinien der Länderprogramme sind außerordentlich heterogen. 
Häufig sind die Fördertatbestande nicht präzise angegeben. Überwiegend 
werden suboptimale Dämmstandards um 6 cm Dämmschichtdicken oder 
Isolier- statt Wärmeschutzisolierverglasung gefördert oder durch Förderung 
von Niederternperaturkesseln bei der Heizkesselmodemisierung Mitnahme­
effekte gestattet. 

Ein besonderes Problem far die weitere Mittelinanspruchnahme stellen die 
Fördertatbestande und -konditionen der überwiegenden Anzahl der Förder­
programme in den neuen Bundesländern dar: 



S.4/7 

4 

30. Nov.l1. Dez. 1994 JBK -Bau-Fachtagung 190 

• In den beiden Ktw-Förderprogrammen zur Wohnraum-Modernisierung 

Vorbildliche Förder­
programme zur 
wärmetechnischen 
Gebäudesanierung in 
Bremen und Hessen 

Bremer Förderprogramm 
"Wärmeschutz im 
Wohngebäudebestand" 

werden Kredite nur bis zu einer Investitionsobergrenze von 500 DM/m2 

Wohnfläche gegeben. Der Instandsetzungsstau erfordert jedoch insbe­
sondere bei Mietwohnungen in der Regel 60.000-140.000 DM pro Woh­
nung oder 1.000-1.200 DM/m2 Wohnfläche. Der Kreditzins liegt mit 5 % 
nur fOr die ersten 10 Jahre fest und gegenüber den Förderkonditionen 
in den Förderprogrammen der alten Bundesländer unverhältnismäßig 
hoch. In den alten Bundesländern werden Kredite mit 3,5 % belastet 
oder es wird mit verlorenen Zuschüssen gearbeitet. Die Fördertatbe­
stände sind in den KfVV-Programmen nur allgemein beschrieben, Anfor­
derungen an Dämmschichtdicken oder Verglasungsqualitäten erfolgen 
nicht; suboptimale Dämmschichtdicken um 6 cm sind die Folge. 

•	 Diese Kritik gilt auch für eine Vielzahl von Länderförderprogrammen in 
den neuen Bundesländern, deren Konditionen z.T. noch ungünstiger 
liegen (6-7 % Kreditzinsen, steigend) und deren Fördertatbestände 
nicht oder nur allgemein umschrieben werden. Hier tritt hinzu, daß die 
jährlich zur Verfügung stehenden Mittel, ähnlich wie in den alten Bun­
desländern, dem Umfang der Aufgabe nicht angepaßt sind. 

Ausnahmen bilden hier die Förderprogramme der Bundesländer Hessen 
und Bremen hinsichtlich der Förderkonditionen und Fördertatbestände. In 
beiden Bundesländern sind die klassischen Modernisierungsförderpro­
gramme umorientiert worden auf die Priorität der Heizenergieeinsparung 
und optimale Fördertatbestände in den Förderrichtlinien verankert. Einen 
Überblick darüber geben die Tabellen 5-6. 

Die Förderprogramme knüpfen an den Gedanken der Kopplung von Bauteil­
instandsetzung und wärmetechnischer Sanierung an und geben feste Zu­
schüsse pro Bautei!. Feste Zuschüsse haben u.a. den Vorteil, daß keine 
überhöhten Gesamtkosten zur Förderung angemeldet werden (Gefahr bei 
prozentualer Förderung bzw. Prüfaufwand für die prüfenden Instanzen). 

Die Fördertatbestände des Bremer Förderprogramms wurden aus der Bre­
mer Wohngebäudetypologie entwickelt, so daß spezifische Maßnahmen für 
den Bremer Althausbestand gefördert werden. Gefördert werden aus­
schließlich Wärmeschutzmaßnahmen an der GebäudehOlle, das gesamte 
Fördervolumen liegt bei 2-4 Mio. DM p.a.. Das Programm spricht insbeson­
dere private Eigentümer und private Vermieter an und ist mit über 800 För­
derfällen bereits im ersten Jahr quantitativ erfolgreich, obwohl keine Mit­
nahmeeffekte gefördert werden (keine pauschale Heizkesselmodernisie­
rung; Brennwertkessel werden gesondert nach § 9 Bremer Energiegesetz 
gefördert.). Die Förderung von Wärmeschutzmaßnahmen basiert auf dem 
Bremer Energiegesetz. Die Förderung wird ausschließlich als Kostenzu­
schuß ausgezahlt. 

Die Fördertatbestände in Bremen sind präzise festgelegt, da über die Ge­
bäudetypologie die wärmetechnischen Schwachstellen und Sanierungsop­
tima vorbereitend untersucht wurden. 

Das Förderprogramm wird flankiert durch die folgenden Maßnahmen: 

•	 Beratungsangebot fOr die Antragsteller (Architekturbüro) 

•	 Informationspakete auf Grundlage der Bremer Gebäudetypologie über 
die sinnvollen Maßnahmen, die zu erwartenden Investitionskosten und 
Einsparpotentiale 

•	 Ausschreibungstexte, zugeschnitten auf die Fördermaßnahmen 
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Hessische .Förderung 
von Energieeinsparungs­
und Modernisierungs­
maßnahmen an 
Wohngebauden" 

•	 Vorbereitung der Handwerkerinnungen auf die Ziele des Programms
 
und die AusfOhrungserfordernisse
 

•	 allgemeine Öffentlichkeitsarbeit in der Stadt Bremen für die wärme­

technische Gebäudesanierung
 

•	 Nach einigen Jahren sollen die geförderten Objekte einer Erfolgskontrol­
Je unterzogen werden und die Ergebnisse wiederum für die Bürgerin­
formation und die Handwerker/Architektenweiterbildung genutzt wer­
den. 

In Hessen ist die Förderung an Einkommengrenzen geknüpft, da die Mittel 
mit rund 41 Mio. DM p.a. begrenzt sind und die knappen Mittel insbesondere 
zur Auslösung weitgehend warmmietenneutraler Sanierungen bei mietpreis­
gebundenen Wohnungen gelenkt werden sollen. Es werden jedoch auch 
Hauseigentümer mit Zuschüssen unterstützt. Die Förderung ist an eine 
Mietpreisbindung von 5 Jahren gebunden, die Miete darf in dieser Zeit die 
Mietobergrenze fOr Neubauten des öffentlich geförderten sozialen Mietwoh­
nungsbaus fOr die jeweilige Gemeinde um nicht mehr als 30 % übersteigen; 
für selbstnutzende Eigentümer gibt es Einkommensgrenzen. Diese Verknüp­
fung der Mittelvergabe an sozialpolitische Zielvorgaben wirkt sich im Bereich 
der selbstnutzenden Eigentümer und privaten Vermieter hemmend aus. Die 
Mittelvergabe kann nicht in die Breite gehen, folglich wird auch eine zielge­
richtete Öffentlichkeitsarbeit vermieden, die das Thema .wärmetechnische 
Gebäudesanierung" zur positiven gesellschaftlichen Werthaltung machen 
könnte. Die Förderung wird als Darlehen oder als Zuschuß ausgezahlt: 

•	 Wohnungsbaugesellschaften/private Vermieter erhalten ein Darlehen 
bis zu 85 % der förderbaren Gesamtkosten. Die Belastung beträgt 3,5% 
p.a. und liegt damit deutlich unter dem Kapitalmarktzins. Die Konditio­
nen sind auch deutlich günstiger als die Förderkonditionen des Bundes 
in den neuen Bundesländem 

•	 Für selbstnutzende Eigentümer gibt es feste Kostenzuschüsse pro 
Bauteil, die der Aufstellung der Fördertatbestande zu entnehmen sind. 

Die Förderung ist an Einkommensobergrenzen nach § 25 11. Wohnungsbau­
gesetz geknüpft, die jedoch um 60 % überschritten werden dürfen. Die Ur­
sache liegt in der Begrenztheit der Mittel und darin, daß mit den Landes­
Modemisierungsförderprogrammen das Ziel verknüpft wurde. insbesondere 
den Wohnungsbaugesellschaften und Genossenschaften den Zugang zu 
den Mitteln zu erleichtern. Eine solche Verknüpfung kann bei Ausweitung 
des Fördervolumens in einem Bundes- oder Bund/Länderprogramm nicht 
übernommen werden, da sie einer breiten Mittelinanspruchnahme und damit 
dem Ziel der Förderung der Energieeinsparung auf breiter Basis entgegen­
steht. Auch die Verknüpfung mit Mietobergrenzen im Mietwohnungsbau 
sollte entfallen, da der Mieter durch die Heizkostensenkung finanziell enla­
stet wird, und auch vom Mieter ein Beitrag im Rahmen einer Politik der CO2­

Minderung gefordert werden kann. Härten sind auf Antrag durch Zuschüsse 
im Rahmen des Wohngeldes zu beheben. 

Der Förderung liegen die folgenden Voraussetzungen zugrunde: 

•	 Förderung qualitativ optimaler Maßnahmen: Die Wärmeschutzmaß­
nahmen weisen sämtlich eine hohe, über 30 Jahre liegende Nutzungs­
dauer auf. Eine Investition fOr solche Zeitraume sollte mit optimalen, an 
langfristigen Energiepreisen und Umwelterfordernissen orientierten 
Dämmstandards ausgefOhrt werden. 
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..5 Literatur 

•	 Grundgedanke ist die Kopplung von Instandsetzungs- und Energie­
sparmaßnahmen: Energiesparmaßnahmen sollten wo immer möglich 
zum jeweiligen Instandsetzungszeitpunkt von Gebäudeaußenbauteilen 
ergriffen werden. Eine Kombination mehrerer Maßnahmen im Paket 
wird dadurch nicht ausgeschlossen. 

•	 Keine Förderung ohnehin ausgeführter Energiespar- und Instandset­
zungsmaßnahmen: Reinvestitionen im Heizungsbereich 
(Niedertemperaturkessel, Thermostatventile, Regelungsanlagen) wer­
den als Instandsetzungsmaßnahmen nicht in die Förderung einbezo­
gen. Der ÖI-Niedertemperaturkessel wird aus Granden der Gleichbe­
handlung gefördert, weil in reinen Ölversorgungsgebieten ein Einsatz 
von Brennwertkesseln als Fördertatbestand ausscheidet. 

•	 Förderung in einem für die jeweilige Zielgruppe sinnvollen und den 
Baupreisanstieg begrenzenden Verfahren: Zuschußförderung für 
selbstnutzende Eigentümer und private Vermieter, Darlehensförderung 
für die ehemals gemeinnützige Wohnungswirtschaft. Der Anteil der 
Dartehensförderung auf jeweilige Kostenvoranschläge ist mittelfristig zu 
begrenzen, da feste Kostenzuschüsse dem Baupreisanstieg besser 
entgegenwirken. 

•	 Hinweise für die technisch einwandfreie AusfOhrung von Dämmaßnah­
men geben die "Energiespar-Informationen" des HMUEB. Eine Verbin­
dung mit dem Aufbau einer unabhängigen Energieberatungsinfrastruk­
tur und der Erarbeitung einer hessischen Wohngebaudetypologie wird 
angestrebt. 

Die Fördertatbestände im Energieeinsparungsbereich umfassen die in Ta­
belle 7 dargestellten Maßnahmen. 

Das Manuskript beruht auf der von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt, 
Osnabrück, geförderten Studie .Empirische Überprüfung der Möglichkeiten 
und Kosten, im Gebäudebestand und bei Neubauten Energie einzusparen 
und die Energieeffizienz zu steigern", die vom IWU in Kooperation mit En­
quete-Kommission "Schutz der Erdatmosphäre" des deutschen Bundesta­
ges erstellt wurde. 
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[10]	 Schutz der Erdatmosphäre - Eine internationale Herausforderung; 
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Einsparpotential 
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x-Achse: Mittlerer zukünftiger Energiepreis in Pf/kWh Endenergie 

y-Achse: Einsparpotential in % des Nutzenergieverbrauchs für Raumwärme 
1990 

Bild 1: Wirtschaftliches Einsparpotential im Gebäudebestand in der Bundes­
republik Deutschland in Abhängigkeit vom (zukünftigen) Energiepreis. 
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Bild 2: Jährlich notwendiges Investitionsvolumen und Förderanteil im Sparszenario für die alten Bundesländer 
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Alte Bundesländer: 

wirtschaftliche Maßnahmen bis 8 Pf./~wh 

A B C 0 E F G H gesamt 
EFH 6% 6% 8% 12% 7: 3% 0: O~ 42% 
RH 0% 2% 3: 1% 3% 4% 0% 0: 

, 
13% 

MFH 2% 5% 4% 9% 11: 6% 1: 0: 38: 

G~ 0% 1% 1% 1: 2% 2: 0: 0: 7: 
floH 0: 0: 0: 0: 0% 1: 0: 0: ,_.... 
oesamt 8% 14% 15% 22% 24: 15: 1% 1% 100% 

Wirtschaftliche Maßnahmen bis 13 Pf/kwn I 156 Th'h/a 

A 8 C 0 E F G H gesamt 

EFH 5: 6: 6: 10% 8: 3: 3: 1% 43% 

RH 0: 2: 3: 2% 3% 4% 0: 0: 15~ 

MFH 2: 5% 4".4 7: 10: 5: 1: 0% 35: 

GMH 0: 1% 1: 1: 2: 2: Ol: 0: 6: 

HH 0: 0% 0: 0% 0: U 0: 0: n 
gesamt 7: 13: 15: 19% 24: 16: 4: 1: 100: 

195 n."1 ii 

Neue Bundes1änder: 

wirtschaftliche Maßnahmen bis 8 Pf./kw~ 

A B C 0 E F G H gesamt 

EFH 8: 20: 16: 7: 2: 2: 1: 1: 57: 

RH 0: 0: 0: 0: 0: 0: 0: 0: 0: 
MFH 2% 8% 7: 3: 5: 2: 1: 0% 28: 

G."1H 0% 6: 0% 0: 1: 3: 2: 1: 13% 

6.­- HH 0: 0% 0: 0% 0:­ 2% 1% 0: 3: 

gesamt 10: 34: 23% 10: 8% 9: 5: 1% 100: 

wirtschaftliche Maßnahmen bis 13 Pf./k~h 52.6 Th'h/a 

13 A 8 C 0 E F G . oesamt 

EFH 8% 19% 15% 7% 2% 2% 2% 1% 57: 

RH 0% 0% 0% 0% 0% 0: 0: Ol: 0: 

MFH 2% 7: 6: 4% 5: 2% 1: 0: 28: 

Gt'lH 0: 6% 0: 0: 1% 3% 2: 1% 12% 

HH 0: 0% 0: 0: 0: 2% 1: 0% 3: 

aesamt 10: 33% 23% 10: 8% 9% 5: 2% 100: 

54.2 il...h/a 

Oie Tabelle gibt ..,ieder. wie sich das gesaute wirtschaftliche Einsparpotential an Heizo,tanoe • getrennt nach alten und neuen Bundes­
landern • auf die Gebaudetypen verteilt. Bezug: Standardnutlung und zentrale Beheizung. 

Bild 6: Anteil der Geb3udetypen am gesamten Einsparpotential durch bauliche Maßnahmen im Gebäudebestand 

der BRD 
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Dämmung der Außenwand ven außen mit 12 cm Stät1<e 
alS Varhangfassade. Wännedämmvertlundsys1em 

Dämmung dlll' Außenwand ven imen mit 6 cm Slärlce 

Dämmung der Außenwand durch Kemdämm\Jllg minc1 4 
cm Stärke 

Dämmung dllS Steildal:'- mit 16-20 cm Stärke 

Dämmung des Dachbodens mit mind. 16-20 cm Stärke 

Dämmung des Flachdaches mit insgesamt 12 • 20 cm 
Dämms1cff unter AlYeclvlung des vorhandenen k.Wertes 
gestaffelt 

Dämmung dlll'Keilerdecke mit S an Stärke 

Einbau ven Fenstern oder Verglasungen mit k ~ ~ 1.5-1,8 I4G-SO DM/ma
WI(mzl()
 

Scnderauf'Nand bei denkmalgesc:hützten Bauten in Verbin-
 Einzelfall bis 50 " 
clung mit den Denkmalscl1ulZbehörden der Mehr1<csten 

Niedertemperatur-6lheizkessel und NT!< mit mcdullerenden 11.500 pro Gebäude 
oder mehrslUfig arlleitenden Brennern sowie SpezialkllSSeI 
mrt ?ufferspeicher. die tUr Biobrennstoffe zugelassen sind 

Sonstige WärmeschulzmaB~en auf Einzelnachwllis mit 
Begründung 

t. Ums1e1lung auf Fernwärme 

Austausch eleklriscl'let' WiderstandSheiZ\Jl1gen dtJrCh Warm­
wasserzenlralhei~en 

Umstsllung von Elnzelöten aJJf Wanmwasserzentralheizung 
mit genlll'll1ten Wänneeaeugem 

S.4/17 

4G-60 DM/rn' 

20-2S DM/rn'
 

10-15 DM/rn'
 

30-40 DM/rn'
 

20-30 DM/ma
 

30-40 DM/mz
 

10-15 OM/ma 

Einzelfall bis SO % 

2.500 DM pro Ge­
bäude 

4000 DM pro Ge­
biude 

40 DMima WohnfIä­
cne 

Tabelle 1: Bundesrepublik Deutschland - Maßnahmenkatalog eines Bund­
Länder-Förderprogrammes ..Wärmetechnische Wohngebäudesanierung" 

Bund••land Fardo,um'ang Ford.rtillo 

VOIanlwol1lk:h 10' dlo Angabon Gos.mluml.ng AnloU/ilr Anzahldor Anzahld.r Anzahl dor Anloi dDr 

V.'glb. d., Mill.' ,ar dor Mll'al p,o on.r9aU.ello F6nlofl3no p,o golOtdol1an g.IOtdon.n 9016l<lo11.n Prlva" 
Haushall./ah, Maßnahmon Jahr Wohnoln· Wohngo­ elgoNümo, 

holion bludo 
(Mlo.OM) ('4) (%) 

1 

1 

" Hamburg 
Hamburgl.Cho 1993 42.2 20 k.A. 08GO k.A, 10 

Wohnungsbau· 
lcIodllanslOll 

H....n 1992 48,75 65 713 liiö~ --7i3 k.A. 

loIo.kl.nburg.Vorpommern LandosbaulOtdeNIIgs­ 1993 480 90 44027 174087 61458 95 

ami Meeklonburg­
Vorpomm.m 

NI.da,.ach••• . . 

--'218,5-" '-40'- -söis- -8546- -i.:A.- /---_.... _­
Nardrh.ln,WlSlIal.n Ä'iiiiifiOr - -liis3··.. 12 

Wohnungsw•••n d.' 
Kt.Is. und SllcIlO 

Rheinland P'"" Stadt· und '993 10 --k").-.---790--1904 k.A. 40 

Kr.lsverwlnungon 
FO, pnolsgtbunden. 
M1elWohnungen: 
"~II~ 

11 OIe R.lhenfolg. SIIbI dI. HlullgkeU d.r MaBnahmonf6rd.nm9 an 

Tabelle 2: Fördermaßnahmen der Bundesländer für Energieeinsparung u. Modernisierung im Gebäudebestand 

AnIOU dar 
g.16,d.rlOn 
Wohnungsbau­
aesallsclla/len 

("10) 
90 

k.A. 

5 

--eii ­

60 

G.,örd.rt. 
Mannahmen \1 

Elnscllitzung d.r 
FOrdo,.e;hw.r· 
punkle 

F.mwllmo 
Halzung 
Oimmung 
En.tglebe,alung 

WIrrnISchut. 
e,.nnwellkess.I, 
f.mwllm., 
WIlm.rüc:kgewlnnu 
IM 
H.lzung 
Oimmung 
F.mwlrm. 

. 

k.". 

H.izung 
WlrmedlmmUIllJ 
FamwArme 
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~!~11~~M~~~il*~~~~1~j~m@:m~M~l@~mM1MmM~m~Ri~r:@m@f~!~:~!M~~N:fi:~:@~jMM?:;r.ff!~i~f:M@K9:~§#.'M~~:~MMMtM~~1~rtf:@~~@1~lt 
Bundesland Förderumrang FlirderflUo 

Angaben Gesamlumrang AnleK KIrVerlll\twortlich fOr die Anul\fder 
Fllrderfille pro 
Jallr 

Annlllder 
gefordenen 
Wohneln­
lIeilen 

Anzal\fder 
geförderten 
Wohng.· 
baude 

.0 

kA 

29~ 

BO 

800 

1700 

' ~n3 

22396 

2205 

~O 

k.A. 

k.A. 

k.A. 

800 k.A. 

AnteU der AnleU der 
energetischeder Millel prorür geförderten 

Hausllall,jahr 
Vergabe der Millel ge'örderte. Prt.a'-

Maßnanmen eigentümer Wollnungsbau­
oeseIlschaften 

('''1 I%} 1%\~~:,.~ --{Ö-­ --ii-­.0 78 Heizung 
Boden·WOrtlembelg 
Lande,"'edilbBnk 1993OadenWlltllemberg 

warmedlmmung 

88,2 k.A. 20 80 Heizung 
baverlsdler Haus- und 

1993Lande'bankBayarn 
Wlrmedlmmung 
FemwlrmlGrunch\Oc;tsbesitzer 

91 Heizung9893.8 12 
WarmedJmmung 
Femwarm. 

fnvcalitlonsbank Berlio 1992Barlln 

Energiebe~alun9 

10 90 Heizungk.A.104Inveslilionsbank de' 1993e,..nd.nburg 
Fernw2tmeLandes e,andcl1burg 
WarmedJmmung 
eeralung 

&. 100 warmeschutz­100V.Senslor rür 1993 2-4.lIi'Tem.n maßnahmenUmwellochuLt und 
Sladtenwicldun9 der
 
Hln,..ladl Bremen
 

'I Die Reillenlolge gib! die Hlufillkeil der MIl\nallmenlerderung an 

Tabelle 3: Fördermaßnahmen der Bundesländer tor Energieeinsparung und Modernisierung bei Wohngebäuden 

G.lördtl1eFörderf3110Fllrderumlan9Bund••land Maßnahmen 'I 

Anlaü dor Anlai! dor ElnsdlAlzung dor Anzahl dar An'DlIl dar Anzol\fdorVoranlworlllclllilr dlo Angabon Gosa.>lumlang Anlol fur golOltlortan Prival· goförderton Fllrdorschwor­FOlda~Allo pro gofOrdor1on golOrdortonVOlglbe der Mitlol (ur dor Mltal pro a.e<90 Ilsd'o elganlumor Wollnungsbau- punkloJahr Wohnein- WoIIngo­HaushaUsjahr Maßnahman 
o..eUschalienbaud.hellon 

(V.) 1%)
(Mlo. DM' (%1 

ia---so WarmodJmmungk.A.33751k.A.k.A.--'~6521993Slcbsiselle Heizung 
Auftllubank 

Siellsen 
Femwlnne 
En'rgleb.tralung 

95 k.A.k.A.420000'kAkAiiiT-1i93-SOÖ'Land.sl6rdorinslitulSlchsen·Anhall 

SchllSwlg-Holsleln 

Heizung~ 8012501~03177509.4213.53LandosVoowoUung,aml 1093 Warm.dJmmungThürlng.n 
Weimar F.mwlrme 
LendralsAmler Be"'l""9 

') Dlt R.lhenlolge gibt die HJuflgkell der Maßnlllmenfllrd.Nng an 

• Angaben g8l1en als Summe lurdie Ja/lre 1991·1993 

Tabelle 4: Fördermaßnahmen der Bundesländer tOr Energieeinsparung und Modernisierung im Wohngebaude­

bestand 

mailto:11~~M~~~il*~~~~1~j~m@:m~M~l@~mM1MmM~m~Ri~r:@m@f~!~:~!M~~N:fi:~:@~jMM?:;r.ff!~i~f:M@K9:~�#.'M~~:~MMMtM~~1~rtf:@~~@1~lt
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Föi'äeiiina:äine'·rell·.:.:;:;.~ti:!:t~~V~~f.se1.~~~~~il'"~S~1~~~~~z:i;r-::;-:~~:l~~~~:-#:;'~~~~1·;tt::~I~~~:)~t~ 
Maßnahmen in Mietwohnungen bis 85% der förderlähigen Kosten, 3.5 % p.a. . 
(Darlehen! Zinsfnlgung 

für Fenster: max 200 DM 1m2 

Maßnahmen in eigengenutzten bis 25% der förderfähigen Kosten 

Wohnungen 
(J<Qstenzuschuß) 

Umstellung von Einzelöfen auf Zentralheizung: 
max. 40 DM/m2 beheizbare Wohniläche 

Einschränkungen Zuschüsse für energetische Maßnahmen 
werden nur für Gebäude gewährt, die vor dem 
1.1.1978 bezugsfertig waren 

Hei:z:ürigstel:hni$che:Maßnähmei'i~w_,!.•..,.QUD'd:i:r.=:Jaa....i.d;:l4Ji,,;:,m~:;~·, ..~~~.~~~. 

Kessel JBrenner Niedertemperatur-Olkessel, 1500 DM/Gebäude 
Niedertemperaturkessel mit modulierenden 
oder mehrstufig arbeitenden Brennern sowie 
Spezislkessel mit Pufferspeicher mit 
Zulassuno fOr Bio-Brennstoffe.. Brennwertgeräte Brennwertgeräte 2500 DM/Gebäude 

jerteilungsverluste Reduzierung von Wärmeverlusten in den 100 DM/WE 
Verteilleitungen 

Brennstoffbetriebene Wärmepumpe 

Die Dicke des Dämmstoffs wurde bei 
allen Dämmaßnahmen für eine 
Wärmeleitfähigkeit von I =0,04 W/(mK) 
festgelegt. Bei abweichender 
Wärmeleitfähigkeit muß mind. die gleiche 
Dämmwirkung erreicht werden. 

6 cm Dämmstoff (Innendämmung) 25 DM/m2 

Fläche der zu dämmenden 
GebäudehOlle 

15 cm Dämmstoff 130 DM/m2 

Kellerdecke 
Dach I oberste Geschoßdecke 

6 cm Dämmstoff 15 DM/m2 

Fenster KF S 1.8 WI m2 60 DM/m2 

einschließlich Abgasanlage 

Brennwertgeräte Brennwertgeräte bei fOr 
Niedertemperaturbetrieb geeigneten 

2500 DM/Gebäude 

Wärmeverteils stemen 
Einbau von 
Wärmerückgewinnungsanlagen 

Für Raumwärme oder Warmwasserbereitung 
Verhältnis von rückgewonnener Energie zu 
elektrischer Ener ie mind. 4:1 

1000 DM/Gebäude 

Umstellung auf Fernwärme Fernwärme aus Kraftwärmekopplung, 
Abwärme oder brennstoffbetriebenen 
Wärme um en 

2500 DM/Gebäude 

Austausch von Elektroheizungen Austausch von elektrischen 4000 DM/Gebäude 
Widerstandsheizungen durch Brennwertgeräte 
oder Niedertemperatur-Ölkessel 

Tabelle 5: Fördermaßnahmen in Hessen 
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5000 
Maßnahmen, bei denen FCKW-haltige 
Materialien, Polyurethan-Platten, PU­
Ortsschäume oder UF-Ortsschäume 
verwendet werden, sind von der Förderung 

Die FOrderung erfolgt durch einen 
Kostenzuschuß. 

Zuschüsse werden fOr Wohngebäude gewährt, 
dje vor dem 1.1.1978 errichtet worden sind. (In 
begründeten BnzelfälJen sind Außnahmen 

~~a'!i;i~~l~~f:~~~I~~~~~~~~··' 
Außenwand 

13 cm Dämmstoff (Aussendämmung) Oie Dicke des Dämmstoffs wurde bei 

15 cm Dämmstoff 

42,50 DM/m2 

lien Dämmaßnahmen für eine 
Wärmeleitfähigkeit von I =0,04 W/(mK) 14 cm Dämm~toff (Aussendämmung) 45,00 DMJm2 

festgelegt. Bei abweichender 
Wärmeleitfähigkeit muß mind. die gleiche 15 cm u. mehr Dämmstoff (Aussendämmung) 47,50 DM/m2 

Dämmwirkung erreicht werden. 
Fläche der zu dämmenden 

6 cm Dämmstoff (Innendämmung) 20 DMJm2 

Fläche der zu dämmenden 

Einblasen von expandiertem Lavagestein 10DM/m2 

mind.5cm 
Dach 
Dachboden 

Zweischalige Außenwand 

15 cm Dämmstoff 20 DM/m2 

Kellerdecke / Sohle 8 cm Dämmstoff 

Fenster 40 DM/m2 

Bei neu einzubauenden Fenstern erfolgt eine 
Förderung nur, wenn die Rahmen aus 

I«;w :s; 1,5 W/(m2K) 

~ .. 'SönstigelDäi'ifriJäßriahmen}::'§"'iNi?'~:~'~~~:'!2;k:::-":::~~~~ ~~j~~~~.~'1:.:~~l:~:,(t::.·;:::~;-rß~~'1k'9ti.Ri'.t~g~:<\·< ;:-:.).~,: ';~: . 
..~ondermaßnahmen In begründeten Fällen können bis zu 50% der 50 % der durch die 

entstandenen Mehrkosten gefördert werden, Maßnahmen entstandenen 
wenn dies zur Ereichung des Förderzwecks Mehrkosten 
oder anderer ökologischer Ziele sachgerecht 
ic:t 

Tabelle 6: Förderung der wärmetechnischen Gebi3udesanierung in Bremen 
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Dämmung der Außenwand von außen mit 12 cm Stärke als Vorhangfassade, Thermohaut 60 DMJm2 

Dämmung der Außenwand von innen mit 6crn Stärke 25 DMJm2 

Dämmung des Daches oder der Obergeschoßdecke mit mind. 15 cm Stärke 30 DMlm2 

Dämmung der Kellerdecke mit 6 crn Stärke 15 DMJm2 

Einbau von Fenstern oder Verglasungen mit kF S; 1,8 W/(rn2K) 60 DMJm2 

Niedertemperalur-Ölheizkessel und NTK mit modulierenden oder mehrstufig arbeitenden Brennern 1.500 pro Gebäude 
sowie Spezialkessel mit Pufferspeicher, die für Biobrennstoffe zugelassen sind 

Brennwertgeräte 2.500 DM pro Gebäude 

Reduzierung von Wärmeverlusten in Verteilnetzen 100 DM pro Wohnung 

Brennstoffbetriebene Wärmepumpen 3.000 DM pro Gebäude 

Wärmeruckgewinnung 1000 DM pro Gebäude 

Umstellung auf Fernwärme 2.500 DM pro Gebäude 

&';Austausch elektrischer Widerstandsheizungen durch Warmwasserzentralheizungen 4000 DM pro Gebäude 

Umstellung von Einzelöfen auf Warmwasserzentralheizung mit genannten Wärmeerzeugem 40 DMJm2 Wohnfläche 

Den Angaben zur Dämmstärke liegt die Wärmeleitfähigkeitsgruppe 0,04 W/(m2K) zugrunde; bei einer besseren Wärmeleit­
fähigkeitsgruppe kann eine geringere Dämmschichtdicke gewählt werden. Von den in der Förderrichtlinie angegebenen 
Dicken kann ausnahmsweise abgewichen werden, wenn das Bauteil bereits im ursprünglichen Zustand einen höheren 
Dämmstandard aufweist oder zwingende bauphysikalische oder bautechnische Grunde vorliegen (Einzelnachweis erforder­
lich). Bei heizungstechnischen Maßnahmen ist eine Kombination mit mindestens einer Wänneschutzmaßanhme an der 
Gebäudehülle gefordert. 

Tabelle 7: Hessen - Maßnahmenkatalog der Energieeinsparungsförderung im Wohngebäudebestand. 


